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Erste Verordnung 
zur Änderung der Unterbringungsgebührenordnung

Vom 17. Dezember 2024

Auf Grund des § 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und Bei-
träge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBl. S. 284) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1
Die Anlage  zu §  3 Absatz  1 „Gebührenverzeichnis“ der Unter-

bringungsgebührenordnung vom 16. Juli 2024 (GVBl. S. 488) wird 
wie folgt geändert:
1.	 In Nummer 1 wird die Angabe „735“ durch die Angabe „763“ 

ersetzt.
2.	 Nummer 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 die Angabe „294“ wird durch die Angabe „305“ ersetzt.
b)	 Die Buchstaben a) bis d) werden wie folgt gefasst:

„a)	bei einer Person: 1 216 Euro und 1 700 Euro,
b)	 bei zwei Personen: 1 758 Euro und 2 900 Euro,
c)	 bei drei Personen: 2 288 Euro und 3 900 Euro,
d)	 bei vier Personen: 2 824 Euro und 4 900 Euro;“.

c)	 Die Angabe „651“ wird durch die Angabe „535“ ersetzt.
3.	 Nummer 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Von Schülerinnen, Schülern, Auszubildenden oder Studieren-
den mit einer Bewilligung von Leistungen der Ausbildungs
förderung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie 
vergleichbaren Leistungen der Begabtenförderungswerke, die 
keinen Anspruch auf Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz haben, wird auf Antrag unabhängig vom Einkom-
men nur die ermäßigte Gebühr erhoben.“ 

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 17. Dezember 2024
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